Deutscher Bundestag 

14. Wahlperiode 


Drucksache 14/11 34 

10.06.99 


Fragen 

für die Fragestunde der Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 16. Juni 1999 


Verzeichnis der Fragenden 


Abgeordnete Nummer 

der Frage 

Börnsen, Wolfgang (Bönstrup) (CDU/CSU) . 21, 22 


Dehnel, Wolfgang (CDU/CSU) 2, 3 

Flach, Ulrike (F.D.P.) 27,43 

Dr. Friedrich, Flans-Peter (Flof) 

(CDU/CSU) 17, 18 

Friese, Harald (SPD) 45,46 

Fromme, Jochen-Konrad (CDU/CSU) . . . 34, 35 

Grund, Manfred (CDU/CSU) 51, 52 

Hartnagel, Anke (SPD) 29,30 

Heise, Manfred (CDU/CSU) 61,62 

Hinsken, Ernst (CDU/CSU) 4,11 

Holetschek, Klaus (CDU/CSU) 5,6 

Hollerith, Josef (CDU/CSU) 13,14 

Dr. Kahl, Harald (CDU/CSU) 63,64 

Kauder, Volker (CDU/CSU) 49,50 

Koppelin, Jürgen (F.D.P.) 40,67 

Koschyk, Hartmut (CDU/CSU) 10, 68 

Michelbach, Hans (CDU/CSU) 19,20 


Abgeordnete Nummer 

der Frage 

Müller, Bernward (Jena) (CDU/CSU) . . . 59,60 

Nolte, Claudia (CDU/CSU) 65,66 

Ostrowski, Christine (PDS) 55, 56 

Otto, Norbert (Erfurt) (CDU/CSU) 57, 58 

Otto, Hans-Joachim (Frankfurt) (F.D.P.) . . 12,28 

Dr.Ramsauer, Peter (CDU/CSU) 23,24 

Dr. Rose, Klaus (CDU/CSU) 1,37 

Dr. Ruck, Christian (CDU/CSU) 25,26 

Schlee, Dietmar (CDU/CSU) 8,9 

Siemann, Werner (CDU/CSU) 41,42 

Spanier, Wolfgang (SPD) 38,39 

Dr. Stadler, Max (F.D.P.) 7,69 

Straubinger, Max (CDU/CSU) 15,16 

Strebl, Matthäus (CDU/CSU) 32,33 

Weiß, Peter (Emmendingen) (CDU/CSU) . 47,48 

Weiß, Gerald (Groß-Gerau) (CDU/CSU) . . 36,44 

Widmann-Mauz, Annette (CDU/CSU) 31 

Dr. Wolf, Winfried (PDS) 53,54 



Drucksache 14/1134 


- 2 - 


Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


Verzeichnis der Geschäftsbereiche der Bundesregierung 

Seite 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 3 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 

Naturschutz und Reaktorsicherheit 3 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 

und Forschung 3 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 4 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 5 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 

und Technologie 7 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten 9 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 

und Sozialordnung 10 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 10 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 

Bau- und Wohnungswesen 11 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 15 




Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


- 3 - 


Drucksache 14/1134 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


1 . Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Rose 


(CDU/CSU) 


Setzt sich der zurückliegende gravierende 
Abbau von Krankenhausbetten fort, und ist 
dieser, bezogen auf die Bundesländer, gleich- 
mäßig zu erwarten? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


2. Abgeordneter 

Wolfgang 

Dehnel 


(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung darüber Kenntnis, 
ob die Zusagen der tschechischen Regierung 
gegenüber der deutschen Bundesregierung zur 
Abschaltung bzw. Emissionsbegrenzung der 
Braunkohlekraftwerke im Grenzbereich des 
Erzgebirges und des Vogtlandes eingehalten 
worden sind? 


3. Abgeordneter 

Wolfgang 

Dehnel 


(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung des weiteren Kenntnis 
darüber, ob in der Region des Erzgebirges zur 
Vermeidung des sog. Katzendreckgestankes 
positive Ergebnisse erzielt worden sind, und 
wenn ja, welcher Art sind diese? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


4 . Abgeordneter 

Ernst 

Hinsken 


(CDU/CSU) 


Wie viele von den Jugendlichen, die über das 
Sofortprogramm der Bundesregierung „100000 
Jobs für Jugendliche” gefördert werden, be- 
kommen einen Ausbildungsplatz, aufgeschlüs- 
selt nach Handwerk, Industrie, freien Berufen 
bzw. öffentlichem Dienst, und wieviel Geld 
wird, einzeln aufgelistet für die jeweiligen 
Bereiche, verwendet? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des innern 


5. Abgeordneter 

Klaus 

Holetscheck 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die einem SPIEGEL- 
Bericht (Nr. 9/99, S. 44) wiedergegebene Auf- 
fassung des Vizepräsidenten der Bundeszen- 
trale für politische Bildung (BpB), daß etwa die 
Hälfte der Bediensteten dieser oberen Bundes- 
behörde überflüssig ist, und was gedenkt die 
Bundesregierung im Zusammenhang mit dieser 
Äußerung zu veranlassen? 


6. Abgeordneter 

Klaus 

Holetscheck 


(CDU/CSU) 


In welcher Art und Weise hat die Bundesregie- 
rung sichergestellt, daß die Redaktion der 
Wochenzeitung „Das Parlament” auch nach 
dem Umzug nach Berlin im Sommer 1999 so- 
wohl personell als auch von der technischen 
Ausstattung her in die Lage versetzt wird, die 
Meinungsvielfalt und die politische Ausge- 
wogenheit gemäß dem Redaktionsstatut vom 
30. September 1991 zu gewährleisten? 


7. Abgeordneter 

Dr. Max 
Stadler 

(F.D.P.) 


Erwägt die Bundesregierung angesichts der 
Situation im Kosovo die Kündigung des mit der 
Bundesrepublik Jugoslawien 1996 abgeschlos- 
senen Rückübernahmeabkommens? 


8. Abgeordneter 

Dietmar 

Schlee 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
sich in der heutigen und künftig erweiterten 
Europäischen Union als ein Raum unbegrenz- 
ter Freizügigkeiten Sicherheitsdefizite in einzel- 
nen Regionen auf die gesamte Staatengemein- 
schaft auswirken, und was unternimmt die Bun- 
desregierung, um die Innere Sicherheit in der 
Europäischen Union auf einem hohen Niveau 
nach gemeinsamen Standards zu gewährleisten? 


9. Abgeordneter 

Dietmar 

Schlee 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es für sinnvoll, kri- 
minellen Ausländern, die von europäischen 
Nachbarstaaten ausgewiesen oder abgeschoben 
wurden, die Einreise in die Bundesrepublik 
Deutschland zu verweigern, und ist die Bundes- 
regierung bereit, Informationen über solche 
Ausländer nicht nur mit den Schengen-Staaten, 
sondern auch mit der Schweiz auszutauschen, 
damit sie bei den Entscheidungen über ein Auf- 
enthaltsrecht in Deutschland berücksichtigt 
werden können? 
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10. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über die Hintergründe der geplanten 
Schließung des deutsch-tschechischen Begeg- 
nungszentrums und Sitzes der Landesversamm- 
lung der Deutschen in Böhmen, Mähren und 
Schlesien, des sog. Peter-Parler-Hauses, in Prag 
vor, und beabsichtigt die Bundesregierung, 
materielle Hilfe zu gewähren, damit zur Erfül- 
lung der bisherigen Aufgaben entweder weiter- 
hin das Peter-Parler-Haus oder entsprechende 
Ersatzräumlichkeiten genutzt werden können? 


11. Abgeordneter 

Ernst 

Hinsken 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung verfassungsschutz- 
relevante Erkenntnisse über sog. „Nostalgie- 
Abende” in den neuen Bundesländern vor, die 
in letzter Zeit häufiger veranstaltet werden und 
bei denen dem alten DDR-Regime gefrönt 
wird, und was gedenkt sie ggf dagegen zu tun? 


12. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(F.D.P.) 


Warum wurde das Thema ENFOPOL (Rats- 
entschluß der EU zur Datensicherheit) von der 
Bundesregierung auf die Amtszeit der finni- 
schen Ratspräsidentschaft vertagt und keine 
öffentliche Debatte über dieses wichtige Thema 
initiiert? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


13. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Aus welchem Grund soll das ehemalige Preu- 
ßen-Vermögen im Umfang von ca. 420 000 ha 
Wald und ca. 80 000 ha Ackerfläche nicht pri- 
vatisiert, sondern an die ostdeutschen Länder 
übertragen werden, und zu welchen Konditio- 
nen soll dies erfolgen? 


14. Abgeordneter Ist eine kostendeckende Waldbewirtschaftung 

Josef durch die Empfängerländer gesichert? 

Hollerith 

(CDU/CSU) 
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15 . Abgeordneter 
Max 

Straubinger 

(CDU/CSU) 


16 . Abgeordneter 

Max 

Straubinger 

(CDU/CSU) 


17 . Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 

Friedrich 

(Hof) 

(CDU/CSU) 


18 . Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 

Friedrich 

(Hof) 

(CDU/CSU) 


19 . Abgeordneter 

Hans 

Michelbach 

(CDU/CSU) 


20 . Abgeordneter 

Hans 

Michelbach 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, der Ent- 
scheidung der Europäischen Kommission vom 
22. Dezember 1998 zur verbilligten Veräuße- 
rung land- und forstwirtschaftlicher Flächen in 
den neuen Bundesländern nach dem Entschädi- 
gungs- und Ausgleichsleistungsgesetz durch 
eine Anhebung des verbilligten Kaufpreises 
nachzukommen, und wenn ja, in welcher Höhe? 


Soll die Anhebung des Kaufpreises auch für ent- 
schädigungslos enteigente frühere Eigentümer 
gelten, obwohl der vergünstigte Flächenerwerb 
durch diese Personengruppe von der Euro- 
päischen Kommission ausdrücklich nicht für 
rechtswidrig gehalten wurde, und wie beurteilt 
die Bundesregierung den rechtlichen Bestand 
der bislang abgeschlossenen Flächenerwerbs- 
verträge? 


Hat die Bundesregierung in Umsetzung des 
Abschnitts der Koalitionsvereinbarung von 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, wo- 
nach „der Ausverkauf von Schutzgebieten 
in den neuen Bundesländern unverzüglich 
gestoppt und ein Konzept zur Sicherung des 
nationalen Naturerbes erarbeitet” werden soll, 
den mit Privatisierung betrauten Gesellschaften 
bestimmte Weisungen erteilt, und wenn ja, wel- 
chen Inhalt haben diese Weisungen? 


In welchem Umfang wird durch derartige Wei- 
sungen der Flächenerwerb in den neuen Bun- 
desländern nach dem EALG (Entschädigungs- 
und Ausgleichsleistungsgesetz) verhindert, und 
welche Einnahmeverluste entstehen der Bun- 
desrepublik Deutschland dadurch? 


Inwieweit vollzieht die Bundesregierung die 
Unternehmenssteuerreform zum 1. Januar 
2000 ? 


Wann will die Bundesregierung die zur Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze erforderlichen Struk- 
turreformen auf nationaler Ebene durchführen, 
um geeignete Rahmenbedingungen für den 
europäischen Beschäftigungspakt zu gestalten? 
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21. Abgeordneter 

Wolfgang 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge zu 
tragen, daß der sog. „Kleine Grenzverkehr” 
zwischen Deutschland und dem Königreich 
Dänemark, der bereits vor dem EU-Beitritt 
Dänemarks zwischen beiden Staaten rechtlich 
festgelegt wurde, reaktiviert und ausgeweitet 
wird, um die negativen Folgen des Wegfalls von 
Duty-free im besonders betroffenen schleswig- 
holsteiner Raum zwischen Kappeln und Flens- 
burg, der bereits zu den strukturschwächsten 
Regionen Deutschlands insgesamt zählt, zu mil- 
dern, und ist die Bundesregierung bereit, diesen 
grenzüberschreitenden Warenaustausch auch 
finanziell zu fördern? 


22. Abgeordneter 

Wolfgang 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung sich auf nationaler 
und europäischer Ebene zugunsten in Initia- 
tiven für den Nord- und Ostseeschiffsverkehr 
einsetzen, die zum Ziel haben, durch die Eta- 
blierung von Glücksspielen auf Fährschiffen, 
wie beispielsweise „Bingo”, das u. a. bereits in 
Spanien und Großbritannien einen hohen ge- 
sellschaftlichen Stellenwert genießt, die negati- 
ven Konsequenzen, die sich durch den Wegfall 
von Duty-free durch steigende Fahrpreise von 
bis zu 70% für ganze maritime Wirtschaftsbran- 
chen ergeben, zu reduzieren, und wenn ja, auf 
welche Art und Weise? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technologie 


23. Abgeordneter 
Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Wann wird das Bundesministerium für Wirt- 
schaft und Technologie dem Deutschen Bun- 
destag nach § 4, Abs. 4 des Stromeinspeisungs- 
gesetzes für 1999 über die Auswirkungen der 
Härteklausel des Stromeinspeisungsgesetzes 
berichten? 


24. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die tat- 
sächliche Entwicklung des Ausbaus der erneu- 
erbaren Energien voraussichtlich dazu führen 
wird, daß schon mit Wirkung vom 1. Januar 
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2000 im Bereich einiger - vor allem norddeut- 
scher - Energieversorgungsunternehmen die 
Abnahmeverpflichtung und Vergütungsrege- 
lung des Stromeinspeisungsgesetzes entfallen, 
wenn nicht rechtzeitig im Jahre 1999 eine 
andere Ausgleichsregelung gefunden wird? 


25. Abgeordneter 

Dr. Christian 
Ruck 

(CDU/CSU) 


Gibt es bereits Vorstellungen der Bundesregie- 
rung über eine Ausgleichsregelung im Strom- 
einspeisungsgesetz, die die unerwünschte Folge 
eines Stopps des Ausbaus der erneuerbaren 
Energien vermeidet? 


26. Abgeordneter 

Dr. Christian 
Ruck 

(CDU/CSU) 


Steht die Bundesregierung zu dem 1998 verkün- 
deten Ziel, den Anteil der erneuerbaren Ener- 
gien bei der Stromerzeugung von z. Z . ca. 5% 
auf ca. 10% im Jahre 2010 zu verdoppeln, wel- 
ches seine Entsprechung im Weißbuch der 
Europäischen Union vom November 1997 fin- 
det (Anteil EU-weit z. Z . ca. 6% , Ziel bis 2010 
ca. 12%)? 


27. Abgeordnete 

Ulrike 

Flach 

(F.D.P.) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Beispielen 
anderer Staaten (USA, Schweiz, Frankreich, 
Schweden, Italien) zu folgen, und sich am Polni- 
schen Ökofonds (Ekofundusz) zur Lösung der 
Umweltprobleme in Polen zu beteiligen, der aus 
Schuldenerlässen westlicher Gläubigerländer 
gespeist wird, aber auch direkte Zuwendungen 
zuläßt? 


28. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(F.D.P.) 


Welche Auswirkungen auf die Verbreitung des 
Internets in Deutschland erwartet die Bundes- 
regierung, falls die Pläne der Ministerpräsiden- 
ten realisiert würden, ab 1. Januar 2004 Rund- 
funkgebühren auf internetfähige Rechner zu 
erheben (vgl. Artikel 5 des Entwurfs des Vier- 
ten Rundfunkänderungsstaatsvertrags), und 
welche arbeitsmarktpolitischen Folgerungen 
zieht sie im Hinblick auf eine mögliche zusätz- 
liche Kostenbelastung für die Wirtschaft? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


29. Abgeordnete 

Anke 

Hartnagel 

(SPD) 


Inwiefern unterstützt die Bundesregierung die 
Forderung, wie sie u. a. von Greenpeace erho- 
ben wird, einen Weltpark für Wale einzurich- 
ten? 


30. Abgeordnete 

Anke 

Hartnagel 

(SPD) 


Inwiefern liegen der Bundesregierung Erkennt- 
nisse über die Veränderung der Regenerations- 
fähigkeiten der unterscheidlichen Walspezien 
vor? 


31. Abgeordnete 

Annette 

Widmann-Mauz 


(CDU/CSU) 


Denkt die Bundesregierung darüber nach, 
nachdem entschieden worden ist, daß die Bun- 
desbehörde der Bundesforschungsanstalt für 
Viruskrankheiten der Tiere ihren Hauptsitz in 
Riems (Ostseeinsel) haben soll, eine Außen- 
stelle in Tübingen zu erhalten, um die flächen- 
deckende Forschung und Versorgung zu ge- 
währleisten, um kein Nord-Süd-Gefälle entste- 
hen zu lassen und um etwa 150 hochqualifizierte 
Arbeitsplätze zu erhalten? 


32. Abgeordneter 

Matthäus 

Strebl 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die vergünstigte 
Flächenerwerbsmöglichkeit in Ostdeutschland 
agrarstrukturpolitisch vor dem Hintergrund für 
sinnvoll, daß in den neuen Bundesländern rund 
4000 landwirtschaftliche Betriebe eine ebenso 
große Fläche bewirtschaften wie rund 170000 
Bauern in Bayern? 


33. Abgeordneter 

Matthäus 

Strebl 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß viele 
landwirtschaftliche Großbetriebe in den neuen 
Bundesländern den begünstigten Flächener- 
werb unabhängig vom derzeitigen Verkaufs- 
stopp auf den letztmöglichen Zeitpunkt ver- 
schieben und statt dessen die erzielten Gewinne 
zur Bewirtschaftung umfangreicher Flächen in 
Osteuropa einsetzen? 


34. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Hat der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten, Karl-Heinz Funke, 
ohne Vorliegen der erforderlichen Baugeneh- 
migung an einem in seinem Eigentum bzw. 
Miteigentum stehenden Gebäude Erweite- 
rungsarbeiten vornehmen lassen? 
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35. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Hat der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten, Karl-Heinz Funke, im 
Zusammenhang mit den vorgenannten Bau- 
arbeiten eine Ordnungswidrigkeit begangen 
und deswegen einen Bußgeldbescheid erhalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


36. Abgeordneter 

Gerald 

Weiß 

(Groß-Gerau) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, bei der 
anstehenden Novelle des Betriebsverfassungs- 
gesetzes den § 117 so zu ändern, daß das flie- 
gende Personal künftig nicht mehr vom Gestal- 
tungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes 
ausgenommen wird? 


37. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Rose 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe sieht die Bundesregierung in 
der Tatsache, daß im Bereich der Arbeitslosen, 
nach Berufsgruppen gegliedert, die Kranken- 
schwestern gleich hinter den Bauarbeitern an 
zweiter Stelle stehen? 


38. Abgeordneter 

Wolfgang 

Spanier 

(SPD) 


Welche Schritte unternimmt die Bundesregie- 
rung, um die deutsche Gebärdensprache voll- 
ständig anzuerkennen? 


39. Abgeordneter 

Wolfgang 

Spanier 

(SPD) 


Welche Schritte unternimmt die Bundesregie- 
rung, um den Beruf der Gebärdensprachdol- 
metscherin oder des Gebärdensprachdolmet- 
schers anzuerkennen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung 


40 . Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Hat die Bundesregierung von der NATO Aus- 
künfte darüber erhalten, wie es zu der Bombar- 
dierung der Chinesischen Botschaft in Belgrad 
kommen konnte, und wenn ja, wie lautet die 
Auskunft der NATO dazu? 
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41 . Abgeordneter 

Werner 

Siemann 

(CDU/CSU) 


Gibt es Fälle, daß sich Soldaten die dem psycho- 
logischen Druck der offen oder versteckt dro- 
henden Gefahren im Einsatzgebiet auf dem 
Balkan nicht gewachsen sind, dem Dienst ent- 
zogen, die Waffen niedergelegt haben und 
daher aus dem Kommando herausgelöst und 
nach Deutschland zurückversetzt werden muß- 
ten? 


42 . Abgeordneter 
Werner 
Siemann 
(CDU/CSU) 


Besteht zwischen der Bevölkerung im Einsatz- 
gebiet unserer Bundeswehr auf dem Balkan und 
unseren Soldaten ein Spannungsverhältnis, und 
ist es schon zu Auseinandersetzungen gekom- 
men? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


43 . Abgeordneter 

Ulrike 

Flach 

(F.D.P.) 


Plant die Bundesregierung, Vorschlägen der 
nordrhein-westfälischen Landesregierung zu 
folgen - die auf der Rechtsauffassung beruhen, 
ein Nachtflugverbot verstoße nicht gegen den 
Gleicheitsgrundsatz und das Recht auf freie 
Berufsausübung im Grundgesetz - und ein 
Nachtflugverbot für Passagier- und Fracht- 
maschinen zwischen 0 und 5 Uhr am Flughafen 
Köln/Bonn zu verhängen? 


44 . Abgeordneter 

Gerald 

Weiß 

(Groß-Gerau) 

(CDU/CSU) 


Warum wird die Bundesregierung das Flöchst- 
alter für Piloten auf 65 Jahre festlegen - was das 
E U-Recht nicht zwingend fordert -, während 
das Höchstalter für Piloten in den USA und in 
Frankreich bei 60 Jahren liegt und bei Loko- 
motivführern das Ausscheiden bereits mit 55 bis 
57 Jahren üblich ist? 


45 . Abgeordneter 

Harald 

Friese 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten (Straße, Schiene, Kom- 
binierter Verkehr, Güterverteilzentren) sieht 
die Bundesregierung im Rahmen des geltenden 
Bundesverkehrswegeplanes, dem wachsenden 
Verkehr und dem ständig zunehmenden LKW- 
Anteil auf der BAB 6 zwischen dem Weins- 
berger Kreuz und dem Autobahnkreuz Feucht- 
wangen/Crailsheim gerecht zu werden? 




Drucksache 14/1134 


12 - 


Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


46 . Abgeordneter 

Harald 

Friese 

(SPD) 


47 . Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


48 . Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


49 . Abgeordneter 

Volker 

Kauder 

(CDU/CSU) 


50 . Abgeordneter 

Volker 

Kauder 

(CDU/CSU) 


51 . Abgeordneter 

Manfred 

Grund 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung wegen der euro- 
päischen Bedeutung dieser Ost-West-Magi- 
strale die Möglichkeit, europäische Förder- 
mittel für den Ausbau von Straße oder Schiene 
zu erhalten? 


Trifft es zu, daß an der Bundesautobahn A 5 
zwischen Offenburg und Basel Teilabschnitte 
mit einem differenzierten Tempolimit von 
60 km/h für Lkw und 120 km/h für Pkw versehen 
werden sollen, weil die notwendige Sanierung 
der Fahrbahn derzeit aus finanziellen Gründen 
nicht erfolgen kann, und welche Streckenab- 
schnitte werden von solchen Maßnahmen der 
Temporeduzierung betroffen sein? 


Wann und in welchem Umfang können die 
finanziellen Mittel bereitgestellt werden, um die 
Fahrbahnbeläge auf der Autobahn A 5 zwi- 
schen Offenburg und Basel durchgehend zu 
sanieren und damit die möglicherweise vorgese- 
henen Tempolimits wieder aufzuheben? 


Wann rechnet die Bundesregierung mit dem 
Baubeginn der für die Entlastung der Bevöl- 
kerung äußerst drängenden Ortsumgehung 
„Kreuzstraßentunnel” in Tuttlingen im Zuge 
derB 311? 


Welche konkreten Maßnahmen will das Bun- 
desministerium für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen ergreifen, damit der Planfeststel- 
lungsbeschluß, der für den „Kreuzstraßentun- 
nel” im nächsten Jahr ausläuft, aufrechterhalten 
bleibt? 


Wie erklärt die Bundesregierung, daß in den 
alten Bundesländern Verkehrsprojekte bis zur 
Baureife gebracht werden konnten, obwohl 
die Finanzierung von bis zu 4 Mrd. DM nicht 
gesichert werden konnte, zumal in den regel- 
mäßig stattfindenden Bund-Länder-Beratun- 
gen seit langem bekannt ist, daß der jährliche 
Verkehrsetat des Bundes zu gering bemessen 
ist? 
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52. Abgeordneter 
Manfred 
Grund 

(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 

Dr. Winfried 
Wolf 

(PDS) 


54. Abgeordneter 

Dr. Winfried 
Wolf 

(PDS) 


55. Abgeordnete 

Christine 

Ostrowski 

(PDS) 


56. Abgeordnete 

Christine 

Ostrowski 

(PDS) 


57. Abgeordneter 

Norbert 

Otto 

(Erfurt) 

(CDU/CSU) 


Welche Anstrengungen unternimmt die 
Bundesregierung, um den Straßenbauhaushalt 
bedarfsgerecht auszustatten, d. h. statt zu kür- 
zen, die Investitionen wesentlich zu erhöhen? 


Welche Absichten hat die Bundesregierung 
angesichts der Haushaltssituation für die Fort- 
schreibung der Mittel nach dem Regionalisie- 
rungsgesetz für den Schienenpersonennahver- 
kehr, und gibt es Vorstellungen über die künf- 
tige Verteilung der Gelder auf die Bundeslän- 
der? 


Wann ist nach Auffassung der Bundesregierung 
mit dem Abschluß der Verhandlungen zwischen 
Bund und Ländern über das Regionalisierungs- 
gesetz zu rechnen? 


Wann wird die Bundesregierung den Gesetz- 
entwurf zur Novellierung des Wohngeldgeset- 
zes, den der Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesministerium für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen, Achim Großmann, in 
der Debatte des Deutschen Bundestages am 
19. Januar des Jahres noch vor der Sommer- 
pause zugesagt hat, dem Deutschen Bundestag 
vorlegen? 


Wie soll nach den Vorstellungen der Bundes- 
regierung der anerkannte Finanzbedarf von 
1,5 Mrd. DM finanziert werden? 


Zu welchem Zeitpunkt wird die Bundesregie- 
rung die Ergebnisse der derzeit laufenden Prü- 
fungen der als „Vordringlicher Bedarf’ im 
Bedarfsplan für die Bundesschienenwege (An- 
lage zum Schienenwegeausbaugesetz) einge- 
stuften Neubauprojekte, insbesondere des Ver- 
kehrsprojekts Deutsche Einheit (VDE) Nr. 8, 
bekannt geben, und wird durch die bis jetzt 
schon eingetretene Verzögerung die bisherige 
Zielstellung der Inbetriebnahme der Neubau- 
strecke Erfurt — Ebensfeld bis zum Jahr 2004/ 
2005 mit der neuen ICE-Strecke Berlin — 
Halle/Leipzig — Erfurt — Nürnberg — Mün- 
chen (VDE Nr. 8) gefährdet? 
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58. Abgeordneter 

Norbert 

Otto 

(Erfurt) 

(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 

Bernward 

Müller 

(Jena) 

(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 

Bernward 

Müller 

(Jena) 

(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 

Manfred 

Heise 

(CDU/CSU) 


62. Abgeordneter 

Manfred 

Heise 

(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Kahl 

(CDU/CSU) 


Wie lange wird es nach Einschätzung der Bun- 
desregierung dauern, wenn nach einer Ableh- 
nung der derzeitigen Trassenführung des VDE 
Nr. 8 eine neue Trasse im Rahmen eines erneu- 
ten Raumordnungs- und Planfeststellungsver- 
fahrens gefunden werden muß, und für wel- 
chen Zeitraum hält die Bundesregierung eine 
leistungsfähige Nord-Süd-Eisenbahnverbin- 
dung im Osten Deutschlands für entbehrlich? 


Welche Gründe haben die Bundesregierung 
bewogen, bislang keine Finanzierungsverein- 
barung mit der Deutschen Bahn AG über den 
Ausbau der „Mitte-Deutschland-Verbindung” 
zu unterzeichnen, obwohl der Vertragsabschluß 
für den Zeitraum unmittelbar nach Verabschie- 
dung des Bundeshaushalts 1999 zugesagt war? 


Kann die Bundesregierung einen Termin 
benennen, bis zu welchem Zeitpunkt die Fi- 
nanzierungsvereinbarung mit der Deutschen 
Bahn A G erfolgt sein wird? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß ab dem 
Jahr 2000 das Baurecht für das „Verkehrspro- 
jekt Deutsche Einheit Nr. 8” (VDE) erlischt, 
sofern der Bau in den planfestgestellten 
Abschnitten bis dahin nicht begonnen wurde, 
und für welche Zeitschiene ist eine Verlänge- 
rung dieses Baurechts möglich und vorgesehen? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die im Bau befindliche ICE-Strecke in Thürin- 
gen die Netzlücke im Fernverkehr an der kürze- 
sten Stelle (107 km) schließt und daß durch die 
Verknüpfung der ICE-Relation München — 
Berlin und Frankfurt/Main — Berlin bzw. 
Frankfurt/Main — Dresden mit dem Neubauab- 
schnitt Erfurt — Halle/Leipzig die größte Wirt- 
schaftlichkeit und eine Minimierung der Ein- 
griffe in die Umwelt durch das VDE Nr. 8 
erreicht wird? 


Zu welchem Zeitpunkt wird die Bundesregie- 
rung verbindliche Aussagen zum durchgehen- 
den zweigleisigen Ausbau sowie zur Elektri- 
fizierung der „Mitte-Deutschland-Verbindung” 
zwischen Weimar und Glauchau treffen? 
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64. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Kahl 

(CDU/CSU) 


Inwiefern koppelt die Bundesregierung die Ent- 
scheidung zum Bau des Verkehrsprojekts Deut- 
sche Einheit (VDE) Nr. 8 mit der Entscheidung 
über den Ausbau der „Mitte-Deutschland-Ver- 
bindung”, und trifft es zu, daß es am Ende in 
Thüringen nur eine leistungsfähige Schienen- 
verkehrsachse geben soll? 


65. Abgeordnete 

Claudia 

Nolte 

(CDU/CSU) 


Wie will die Bundesregierung die Entwicklung 
eines modernen und schnellen Güterverkehrs 
auf der Schiene voranbringen, wenn auf die 
Realisierung des planfestgestellten Verkehrs- 
projekts Deutsche Einheit (VDE) Nr. 8 verzich- 
tet werden sollte? 


66. Abgeordnete 

Claudia 

Nolte 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung eine ICE- 
Strecke Berlin — Erfurt — München bei Füh- 
rung über eine alternative Umwegtrasse im 
Bereich des Thüringer Waldes, insbesondere im 
Hinblick auf die in einigen Abschnitten der 
Alternativroute maximal möglichen Geschwin- 
digkeiten von 120 km/h gegenüber von 250 km/h 
bei der planfestgestellten Neubautrasse? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


67. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Treffen Agenturmeldungen (z. B. Reuters vom 
27. Mai 1999) zu, nach denen der britische 
Außenminister Robin Cook nach einem Treffen 
mit dem Bundesminister des Auswärtigen, 
Joseph Fischer, den Eindruck gewonnen haben 
soll, daß die Bundesregierung einen Einsatz von 
Bodentruppen der anderen NATO-Partner 
nicht blockieren oder verhindern würde, wenn 
die Luftangriffe nicht dazu führen, daß Jugosla- 
wien die Bedingungen der NATO für ein Frie- 
densabkommen akzeptiere? 


68. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Empfeh- 
lung des Direktors des Instituts für Staat und 
Recht der Tschechischen Akademie der Wis- 
senschaften, im Zuge der Vertreibungsmaßnah- 
men enteignete Immobilien, die sich derzeit im 
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staatlichen tschechischen Besitz befinden, an 
die betroffenen Sudetendeutschen zurückzu- 
geben (vgl. Die Welt vom 26. Mai 1999), und 
nimmt die Bundesregierung diesen Vorschlag 
zum Anlaß, einen derartigen Lösungsweg mit 
der tschechischen Regierung zu erörtern? 


69. Abgeordneter 

Dr. Max 
Stadler 

(F.D.P.) 


Mit welchen konkreten Schritten wird sich die 
Bundesregierung für eine Haftverschonung 
zugunsten des Menschenrechtlers A. B. einset- 
zen, der seit 3 . Juni 1999 in Ankara inhaftiert ist, 
obwohl sein Gesundheitszustand nach einem 
auf ihn verübten Attentat eine Aussetzung der 
Haft aus humanitären und medizinischen Grün- 
den dringend gebietet? 


Bonn, den 11. Juni 1999 


Druck: Buchdruckerei P. Meier GmbH, Reisertstraße 14, 53773 Hennef (Sieg), Telefon (02242) 9240-0, Telefax (02242) 831 79 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgeselischaft mbH, Postfach 1320, 53003 Bonn, Telefon (0228) 3820840, Telefax (0228) 3820844 

ISSN 0722-8333 




